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— Drucksache 1779 — 


Die Anfrage wird im Benehmen mit dem Herrn Bundes- 
minister für Wirtschaft wie folgt beantwortet: 

1» Die in den Einzelhandelsnadirichten für den Regierungs- 
bezirk Köln „Der Einzelhändler" veröffentlichten Angaben 
und Berechnungen gehen von falschen Voraussetzungen 
aus und sind darum unrichtig. Es handelt sich zudem um 
Informationen eines Bezirksverbandes, von denen sich die 
Hauptgemeinschaft des Deutschen Einzelhandels selbst als 
übergeordneter Spitzenverband auf schriftliche Anfrage 
vom 30. November 1959 mit Schreiben vom 3. Dezember 
1959 ausdrücklich distanziert hat. 

Nach den in der Bundesrepublik vorliegenden Erfahrungen 
ist die ausschließliche Versorgung von Filialbetrieben aus 
eigener Produktion mit Rücksicht auf die erforderliche 
Sortimentsbreite eines Supermarktes technisch nicht möglich 
und überdies unwirtschaftlich. Daher dürfte nicht zu er- 
warten sein, daß der Weston-Konzern auch in der Bundes- 
republik ein geschlossenes Produktions- und Vertriebs- 
System aufbaut, in dem alle Erzeugnisse hergestellt und 
im Einzelhandel vertrieben werden. 

Selbst wenn jedoch die Entwicklung eines solchen Systems 
in der Bundesrepublik möglich und sinnvoll wäre, ent- 
sprechen die in den Einzelhandelsnachrichten für den 
Regierungsbezirk Köln „Der Einzelhändler" enthaltenen 
Zahlen über den Umfang einer möglichen Umsatzsteuer- 
ersparnis nicht den tatsächlichen Verhältnissen. Die Be- 
rechnung berücksichtigt insbesondere nicht, daß zwischen 
dem Herstellerabgabepreis und dem Einzelhandelsverkaufs- 
preis ein Unterschied besteht, der bei Errechnung der 
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Umsatzsteuereinsparung mehrstufiger Unternehmen be- 
achtet werden muß. Außerdem übersieht die Rechnung, 
daß die Lieferungen von landwirtschaftlichen und Molke- 
reierzeugnissen steuerfrei sind, daß für verschiedene Lebens- 
mittel ermäßigte Umsatzsteuersätze gelten und daß schließ- 
lich die Lieferung zahlreicher Lebensmittel im Großhandel 
von der Umsatzsteuer ausgenommen ist. Der der Berech- 
nung zugrundeliegende Einsparungssatz von 4 v. H. kann 
daher nicht als realistisch angesehen werden, überdies 
sei erwähnt, daß etwaige Einsparungen an Umsatzsteuer 
durch Steuern vom Einkommen und Ertrag geschmälert 
werden. 

2. Angesichts dieses Sachverhalts bestand und besteht für 
die Bundesregierung kein Anlaß, auf Grund der Angaben 
in den Einzelhandelsnachrichten für den Regierungsbezirk 
Köln „Der Einzelhändler" etwas zu unternehmen. 

Im übrigen stehen die aus der Einsparung von Umsatz- 
steuern durch eine Vereinigung mehrerer Wirtschaftsstufen 
in einem Unternehmen sich ergebenden Fragen gegenwärtig 
im Mittelpunkt der Erörterungen über eine Umsatzsteuer- 
reform. Bereits in der vom Bundesminister der Finanzen 
vorgelegten „Denkschrift über die Möglichkeiten einer 
Verbesserung der Umsatzbesteuerung” vom 20. Dezember 
1958 — Drucksache 730 — ist ausgeführt, daß eine Ände- 
rung der negativen Auswirkungen der derzeitigen Um- 
satzbesteuerung auf zwei Wegen erreicht werden könnte, 
und zwar entweder durch den Übergang zu einem anderen 
Umsatzsteuersystem oder durch die Durchführung von be- 
stimmten Maßnahmen im geltenden Umsatzsteuerrecht. 

Der in der vorliegenden Anfrage angesprochene Tatbestand 
— Zusammenfassung von Herstellung und Einzelhandel — 
läßt sich im geltenden Recht ohne besondere steuertech- 
nische Schwierigkeiten so regeln, daß eine Wettbewerbs- 
ungleichheit weitgehend vermieden wird. Eine solche 
Regelung hatte die Bundesregierung bereits mit Wirkung 
vom 1. Juli 1951 durch die Einführung einer Zusatzsteuer 
von grundsätzlich 3 v. H. des Einzelhandels-Verkaufspreises 
bei Verbindung der Herstellung mit Einzelhandel im Wege 
der Rechtsverordnung getroffen. Die auf die Ermächtigung 
in § 8 UStG gestützten Zusatzsteuervorschriften sind durch 
das Bundesverfassungsgericht für rechtsunwirksam erklärt 
worden, weil die genannte Ermächtigung nicht den Er- 
fordernissen des Artikels 80 Abs. 1 Satz 2 GG entsprach. 
Dem Bundestag liegt aber seit Juli 1959 ein Initiativgesetz- 
entwurf — Drucksache 1206 — vor, der den früheren 
Rechtszustand durch Gesetz wiederherstellen will. 
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Ausländische Gesellschaften genießen bei den Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen grundsätzlich keine beson- 
deren Vergünstigungen. Lediglich bei der Besteuerung von 
Ausschüttungen inländischer Tochtergesellschaften an ihre 
ausländischen Muttergesellschaften kann zur Zeit ein ge- 
wisser steuerlicher Vorteil bestehen, der sich aus dem 
gespaltenen Körperschaftsteuersatz, besonders in Verbin- 
dung mit den Vorschriften einiger Doppelbesteuerungsab- 
kommen (z. B. mit den USA, Kanada und Großbritannien), 
ergibt, Die Bundesregierung hat jedoch bereits die erfor- 
derlichen Schritte unternommen, um in Ausführung der 
Entschließung des Deutschen Bundestages vom 20. Juni 1958 
— Drucksache 480 — durch Revision der in Frage kom- 
menden Abkommen diese Verschiebung der Wettbewerbs- 
lage zu beseitigen, soweit dies nach dem geltenden deut- 
schen Steuerrecht gegenwärtig möglich ist. 


Etzel 



